
 D ie konjunkturelle Stimmung in Deutschland hat sich 
deutlich eingetrübt. Im Berichtsmonat Juli entwickel-

ten sich fast alle Indikatoren negativ: Die Industriepro-
duktion sank, vor allem in den energieintensiven Berei-
chen. Die Auftragseingänge verzeichneten ihren sechsten 
Rückgang in Folge. Auch der Außenhandel entwickelte 
sich schwach, wobei die Exporte noch etwas mehr als die 
Importe zurückgingen. Einziger Lichtblick bleiben leicht 
positive reale Einzelhandelsumsätze, die die Rückgänge 
aus den vergangenen Monaten jedoch nicht kompensie-
ren können. 

SCHWACHER AUSBLICK INS ZWEITE HALBJAHR

Insgesamt kommt der Energiepreisschock, der sich durch 
die Reduzierung der russischen Gaslieferungen ergeben 
hat, immer mehr in der Breite der deutschen Volkswirt-
schaft an. So rechnen viele Unternehmen und Verbrau-
cher mit weiter steigenden Preisen für Strom und Gas. 
Auch wenn es zu keiner physischen Rationierung der 
Gasmengen im Winter kommen dürfte, sorgen die hohen 
Preise dafür, dass viele Produktionsprozesse unrentabel 
werden und die Nachfrage nach den hergestellten Pro-
dukten zurückgeht. Die Inflationsrate, die im August nach 
vorläufigen Berechnungen bei 7,9 % lag, dürfte im kom-
menden Monat nochmals steigen, weil sich die Senkung 
der Energiesteuer auf Kraftstoffe und das Neun-Euro- 
Ticket dann nicht mehr preisdämpfend auswirken.

Immerhin gibt es erste Zeichen der Entspannung bei 
den weltweiten Lieferketten. Die Anzahl der Unternehmen, 
die über Materialmangel klagen, ging im August deutlich 
zurück. Auch die Containerfrachtraten sinken allmählich. 
Dies könnte allerdings auch auf die Abkühlung der Welt-
wirtschaft zurückzuführen sein und kann deshalb nicht 
ausschließlich als positive Nachricht interpretiert werden. 

Nach einem soliden ersten Halbjahr droht der deut-
schen Volkswirtschaft somit ein schwieriges zweites Halb-
jahr 2022. Die komplette Einstellung der Gaslieferungen 
über Nord Stream 1 kann zwar mittlerweile besser verkraf-
tet werden als noch vor wenigen Monaten, weil in der Zwi-
schenzeit andere Lieferanten eingesprungen sind 
und die Nachfrage auf die gestiegenen Preise 
reagiert hat, sodass die Gasspeicher inzwischen 

1               �In diesem Bericht werden Daten verwendet, die bis zum 12. September 2022 vorlagen. Soweit nicht anders vermerkt, handelt es sich um 
Veränderungsraten gegenüber der jeweiligen Vorperiode auf Basis preisbereinigter sowie kalender- und saisonbereinigter Daten. 

Die deutsche Wirtschaft hat sich im ersten Halbjahr 
als widerstandsfähig erwiesen. Trotz Krieg in der 
Ukraine und der in dessen Folge drastisch gestie
genen Energiepreise ist die Wirtschaft im zweiten 
Quartal nochmals leicht gewachsen (+0,1 %). 

Allerdings hat sich der Ausblick für das zweite 
Halbjahr merklich eingetrübt. Die deutsche Wirt-
schaftsleistung könnte in der zweiten Jahreshälfte 
stagnieren oder rückläufig sein. 

Die Industrie musste zu Beginn des zweiten Halb­
jahres einen Rücksetzer hinnehmen. Im Berichts
monat Juli sind sowohl die Produktion als auch die 
Auftragseingänge zurückgegangen. Der Ausblick 
für die Industriekonjunktur ist gedämpft. 

Die Umsätze im Einzelhandel hatten sich im Juli 
erholt. Die Stimmung bei den privaten Konsumen-
ten setzte aber ihre Talfahrt vor dem Hintergrund 
kräftiger Preisniveausteigerungen weiter fort. 

Die Inflationsrate hat sich im August wieder erhöht, 
auf voraussichtlich 7,9 %. Der dämpfende Effekt 
durch die Senkung der Energiesteuer auf Kraft-
stoffe und das Neun-Euro-Ticket wird im Septem-
ber wegfallen. 

Der Arbeitsmarkt trotzt vorerst den globalen Unsi­
cherheiten. Die Frühindikatoren haben sich stabili-
siert und die Nachfrage nach Arbeitskräften liegt 
weiter auf hohem Niveau. 

Für das erste Halbjahr 2022 meldeten die deutschen 
Amtsgerichte mit insgesamt 7.113 beantragten 
Unternehmensinsolvenzen 4 % weniger Anträge als 
im ersten Halbjahr 2021. Aktuelle Frühindikatoren 
und Umfragen deuten auf steigende Zahlen in der  
zweiten Jahreshälfte hin, eine „Insolvenzwelle“ ist 
derzeit jedoch nicht in Sicht. 

DIE WIRTSCHAFTLICHE L AGE  
IN DEUTSCHL AND IM SEPTEMBER 20221

IN KÜRZE
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EINKAUFSMANAGERINDEX WELT 
J. P. MORGAN/ IHS MARKIT

Quellen: J. P. Morgan/IHS Markit, Macrobond

BRUTTOINLANDSPRODUKT

Quellen: Statistisches Bundesamt (StBA), Deutsche Bundesbank (BBk)

DÄMPFER FÜR DEN DEUTSCHEN AUSSENHANDEL

Die nominalen Ausfuhren von Waren und Dienstleistungen 
sind im Juli saisonbereinigt um 2,2 % gegenüber dem Vor-
monat zurückgegangen. Auch die nominalen Einfuhren 
von Waren und Dienstleistungen entwickelten sich rück-
läufig. Im Vergleich zum Juni waren sie um 0,6 % im Minus. 
Aufgrund des Aufschwungs im Außenhandel der vergan-
genen Monate erfolgt der Rückgang jedoch von hohem 
Niveau ausgehend: Im weniger schwankungs-
anfälligen Dreimonatsvergleich sind sowohl 
Aus- als auch Einfuhren noch deutlich im Plus. 

recht gut gefüllt sind. Gleichwohl bringen die weiterhin 
zu zahlenden hohen Gaspreise für Deutschland einen 
Wohlfahrtsverlust mit sich, da sich die Terms of Trade der 
deutschen Volkswirtschaft deutlich verschlechtert haben. 
Vor diesem Hintergrund ist es nicht auszuschließen, dass 
die Wirtschaftsleistung in der zweiten Jahreshälfte stag-
niert oder rückläufig sein wird. 

WELTWIRTSCHAFTLICHE ERHOLUNG GERÄT  
INS STOCKEN

Die harten Indikatoren zur Weltwirtschaft liegen nur mit 
einer zeitlichen Verzögerung von drei Monaten vor. Im 
Juni war die weltweite Industrieproduktion mit plus 1,2 % 
gegenüber dem Vormonat noch aufwärtsgerichtet, auch 
wenn der Welthandel damals mit einer Veränderungs-
rate von minus 0,1 % bereits ins Stocken geriet. Die Stim-
mungsindikatoren am aktuellen Rand signalisieren eine 
weitere Abkühlung der weltwirtschaftlichen Lage. Der 
Index von S&P Global (ehemals IHS Markit) fiel erstmals 
seit dem Frühjahr 2020 – als die Welt fest im Griff der 
ersten Corona-Welle war – unter die Wachstumsschwel-
le von 50 Punkten. Der Rückgang im Dienstleistungsbe-
reich war dabei noch etwas stärker als der Rückgang im 
Bereich des Verarbeitenden Gewerbes. Für die kommen-
den Monate rechnen die Umfrageteilnehmerinnen und 
-teilnehmer mit einem schwierigen weltwirtschaftlichen 
Umfeld. 
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in Milliarden Euro, kalender- und saisonbereinigt

Quelle: Zahlungsbilanzstatistik Deutsche Bundesbank (BBk)

EIN- UND AUSFUHREN (WAREN & DIENSTLEISTUNGEN) AUSSENHANDEL*

1. Q. 4. Q. Mai Jun. Jul.

WARENHANDEL UND DIENSTLEISTUNGEN (Zahlungsbilanzstatistik)
Veränderung ggü. Vorperiode in % (saisonbereinigt)

AUSFUHR 1,3 5,5 2,5 4,0 -2,2

EINFUHR 3,9 8,7 2,6 2,2 -0,6

AUSSENHANDEL MIT WAREN NACH LÄNDERN (Außenhandelsstatistik)
Veränderung ggü. Vorjahr in % (Ursprungswerte) 

AUSFUHR 12,1 15,2 21,8 14,5 10,8
Eurozone 13,1 16,4 21,6 15,0 14,0

EU-Nicht-Eurozone 12,9 14,2 16,0 15,8 12,7
Drittländer 10,9 14,6 24,2 13,6 7,5

EINFUHR 24,5 28,6 34,8 24,8 26,1
Eurozone 18,5 19,3 23,3 15,7 13,5

EU-Nicht-Eurozone 9,1 17,9 23,4 18,2 18,4
Drittländer 35,2 39,7 48,4 34,6 39,2

* Angaben in jeweiligen Preisen
Quellen: Statistisches Bundesamt (StBA), Deutsche Bundesbank (BBk)

Die aktuelle Euro-Schwäche hat ebenfalls weitreichende 
Implikationen für den deutschen Außenhandel. Seit Jah-
resbeginn hat der Euro rund 12 % an Wert gegenüber dem 
Dollar verloren, aktuell werden die Währungen im Ver-
hältnis 1 : 1 getauscht. Grundsätzlich macht ein schwacher 
Euro deutsche Exporte im Ausland billiger, weshalb sich 
für die hier ansässigen Firmen neue Chancen auf inter-
nationalen Märkten ergeben. Allerdings wird zum Beispiel 
Öl hauptsächlich in Dollar gehandelt, weshalb ein schwa-
cher Euro die Energiepreisbelastung hierzulande noch-
mals verstärkt. Insgesamt ist der schwache Euro ein zwei-
schneidiges Schwert für die deutsche Volkswirtschaft. 

DIE INDUSTRIE STARTET SCHWACH INS  
DRITTE QUARTAL 

Die Produktion im Produzierenden Gewerbe ist im Juli 
leicht um 0,3 % gegenüber dem Vormonat gesunken. Der 
Ausstoß in der Industrie ging gegenüber dem Vormonat 
um 1,0 % zurück. Insbesondere die Herstellung von Kon-
sumgütern lag markant im Minus (-2,4 %). Die Produk-
tion im Baugewerbe expandierte um 1,4 %. Im Bereich 
Energie kam es zu einem merklichen Zuwachs um 2,8 %. 
Die energieintensiven Bereiche im Verarbeitenden Ge-
werbe entwickelten sich unterdurchschnittlich. 

Im gewichtigen Bereich Kfz und Kfz-Teile gab es 
nach dem kräftigen Plus im Vormonat wieder einen Rück-
setzer (-4,6 %). Auch der Maschinenbau drosselte seine 
Produktion (-1,5 %). Die im Verhältnis zu ihrer Wertschöp-
fung besonders energieintensiven Wirtschaftszweige 
Chemie (-2,2 %), Metallerzeugung und -bearbeitung 
(-0,6 %), die Herstellung von Glas, Glaswaren und Keramik 
(-0,9 %) sowie Papier und Pappe (-4,3 %) ver-
zeichneten teils deutliche Rückgänge. Auch der 
Bereich Nahrungs- und Futtermittel ging kräf-

Interessant ist zudem, dass zum ersten Mal seit sieben Mo-
naten die Ausfuhrpreise wieder etwas stärker zulegten als 
die Einfuhrpreise. Da Energie nahezu vollständig importiert 
wird und dort große Preissteigerungen infolge des Russland-
Ukraine-Konfliktes zu beobachten waren, litt Deutschland 
im letzten Halbjahr unter stark steigenden Einfuhrpreisen 
und einer Verschlechterung der Terms of Trade. Der Saldo 
der Leistungsbilanz lag im Zeitraum von Januar bis Juli in 
der Summe nur rund halb so hoch wie im Vorjahr. 

DER AUSBLICK FÜR DEN AUSSENHANDEL BLEIBT 
GEMISCHT

Die Indikatoren zeichnen zurzeit ein uneinheitliches Bild: 
• �Einerseits deutet sich bei den Lieferengpässen, die 

die Weltwirtschaft im Zuge der Erholung von der 
Corona-Krise belastet haben, eine erste Entspan-
nung ab. Containerfrachtraten sinken allmählich. 
Zudem sagen in einer ifo-Umfrage zur Material-
knappheit in der Industrie nur noch 62 % der be-
fragten Firmen, dass sie von Engpässen betroffen 
seien. Dies ist der niedrigste Wert seit über einem 
Jahr. 

• �Andererseits könnten die nachlassenden Liefereng-
pässe auch ein Zeichen schwacher Nachfra- 
ge in einem Umfeld der konjunkturellen Abküh- 
lung sein. In den nächsten Monaten wird sich der 
Energiepreisschock nach und nach durch die Volks- 
wirtschaft ziehen. Preisgarantien zu günstigen Kon-
ditionen werden sukzessive ersetzt durch Neuverträ-
ge, die oft deutlich teurer sind. Es bleibt abzuwarten, 
wie sich dies auf die Produktion der exportorientier-
ten deutschen Industrie auswirkt. Die ifo-Exporter-
wartungen sind im August jedenfalls auf ein Fünf-
Monats-Tief gefallen. 
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INDUSTRIE

VERÄNDERUNG GGÜ. VORZEITRAUM IN % 
(Volumen, saisonbereinigt)

1.Q. 4.Q. Mai Jun. Jul.
PRODUKTION
Insgesamt -0,2 -0,7 0,6 1,3 -1,0

Vorleistungsgüter 1,0 -1,4 -0,4 0,5 -0,6
Investitionsgüter -2,0 -0,3 2,2 2,2 -0,8
Konsumgüter 1,6 -0,3 -0,9 0,7 -2,4

UMSÄTZE
Insgesamt 0,7 -0,6 2,5 3,4 -1,8

Inland 1,6 -1,6 -0,8 3,1 -1,7
Ausland -0,2 0,3 5,7 3,6 -1,8

AUFTRAGSEINGÄNGE
Insgesamt 2,8 -5,5 -0,2 -0,3 -1,1

Inland -1,8 -1,1 -1,5 1,2 -4,5
Ausland 6,1 -8,6 0,7 -1,4 1,3
Vorleistungsgüter -0,2 -3,5 -3,2 1,5 1,5
Investitionsgüter 4,6 -8,3 2,5 -1,9 -0,2
Konsumgüter 3,3 5,5 -4,1 2,1 -16,9

Quellen: Statistisches Bundesamt (StBA), Deutsche Bundesbank (BBk)

dereingänge um 0,8 % verringert. Insgesamt lagen die Be-
stellungen damit zuletzt 13,6 % unter ihrem Niveau von 
einem Jahr zuvor. 

Ausschlaggebend für die Abnahme im Juli gegenüber 
dem Vormonat waren weniger Bestellungen von Investi-
tions- und vor allem Konsumgütern (-0,2 % bzw. -16,9 %). 
Die Produzenten von Vorleistungsgütern meldeten hin-
gegen einen Zuwachs um 1,5 %. Aus dem Inland gingen 
4,5 % weniger Auftragseingänge ein. Die Auslandsnach-
frage erhöhte sich insgesamt um 1,3 %, wobei einem Or-
derplus aus dem Nicht-Euroraum von 6,5 % ein Order-
minus aus dem Euroraum von 6,4 % gegenüberstand. 

Die Industrie ist schwach ins dritte Quartal gestartet. 
Die Belastungen durch hohe Energiepreise dauern an und 
dämpfen die Produktion. Zwar ließen Materialknapphei-
ten laut Unternehmensumfragen zuletzt etwas nach, eine 
nachhaltige Entspannung ist hier aber noch nicht in Aus-
sicht. Die Indikatoren am aktuellen Rand sprechen für 
eine schwächere Nachfrage im Verarbeitenden Gewerbe 
und die gedrosselten Gaslieferungen aus Russland und 
die hohe Unsicherheit durch den Krieg trüben die Aus-
sichten für den Rest des Jahres weiter ein. 

UMSATZ IM EINZELHANDEL LEGT WIEDER ZU 

Im Einzelhandel ohne Kfz haben sich die Umsätze im Juli 
gegenüber dem Vormonat um 1,9 % erhöht, nachdem sie 
im Juni um 1,5 % gesunken waren. Damit lagen die Um-
sätze zuletzt um 2,6 % unter ihrem Niveau von einem Jahr 
zuvor, was hauptsächlich auf die hohen Preisniveaustei-
gerungen im Einzelhandel zurückzuführen ist. So kam es 
in nominaler Rechnung, also ohne Preisbereinigung, bin-
nen Jahresfrist zu einem Umsatzplus von 6,1 %. Der Han-
del mit Lebensmitteln verzeichnete im Juli im Vergleich 
zum Vormonat eine Zunahme des realen Umsatzes von 
2,1 % (ggü. Vorjahresmonat -4,4 %). Der Handel mit Tex-
tilien, Bekleidung, Schuhen und Lederwaren meldete ein 
leichtes Plus von 0,6 % (ggü. Vorjahresmonat +0,2 %). Der 
Internet- und Versandhandel konnte nach einer schwa-
chen Entwicklung im Juni nun im Juli einen deutlichen 
Zuwachs um 9,2 % verbuchen (ggü. Vorjahresmonat 
+5,1 %). An den Tankstellen kam es im Juli zu einem Um-
satzplus von 1,3 % und angesichts des Tankrabattes gegen-
über dem Vorjahr zu einem spürbaren Zuwachs um 7,5 % 
Die Neuzulassungen von Pkw durch private Halter haben 
im August kräftig um 13,2 % zugelegt, nachdem es bereits 
in den beiden Vormonaten zu Steigerungen gekommen 
war (Juli: +1,1 %, Juni: +2,6 %; Mai: +5,9 %). 

Laut dem GfK-Konsumklima ist die Stimmung bei 
den privaten Haushalten weiter auf Talfahrt. Für Septem-
ber wird ein erneuter Rückgang auf einen neuen histori-
schen Tiefststand prognostiziert. Die ifo-Geschäftserwar-
tungen im Einzelhandel hellten sich im August 
leicht auf. Der Saldo der Meldungen liegt aber 
weiterhin auf einem sehr niedrigen Niveau. 

tig zurück (-4,2 %). Wachstumsimpulse kamen aus den 
Bereichen Datenverarbeitungsgeräte (+2,9 %) sowie elek-
trische Ausrüstungen (+2,0 %). 

Die Auftragseingänge sind im Juli gegenüber dem Vor-
monat saisonbereinigt um 1,1 % gesunken. Infolge des 
russischen Angriffskrieges in der Ukraine ist es bereits 
zum sechsten Rückgang hintereinander gekommen. Ohne 
Berücksichtigung von Großaufträgen haben sich die Or-

Volumenindex (2015 = 100, saisonbereinigt)

Quellen: Statistisches Bundesamt (StBA), Deutsche Bundesbank (BBk)

PRODUKTION IM PRODUZIERENDEN 
GEWERBE NACH WIRTSCHAFTSZWEIGEN
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EINZELHANDELSUMSATZ OHNE HANDEL MIT KFZ
Volumenindex 2015 = 100, saisonbereinigt

Quellen: Statistisches Bundesamt (StBA), Deutsche Bundesbank (BBk)

VERBRAUCHERPREISINDEX

Veränderung in % ggü. Vormonat ggü.  
Vorjahresmonat

Jul. Aug. Jul. Aug.

Insgesamt 0,9 0,3 7,5 7,9

Insgesamt ohne Energie  
und Nahrungsmittel  
(Kerninflation)

0,9 0,3 3,2 3,5

Nahrungsmittel 2,3 1,5 14,8 16,6

Wohnung, Betriebskosten 0,8 0,8 10,8 11,5

Gesundheitspflege 0,4 0,0 1,7 1,6

Verkehr -1,1 -1,1 5,4 3,7

Nachrichtenübermittlung -0,1 -0,1 -0,2 -0,4

Freizeit, Unterhaltung, Kultur 4,0 -0,1 6,1 6,5

Bildungswesen 0,2 -0,7 1,6 1,8
Beherbungs- u.  
Gaststättendienstl. 1,4 0,5 7,9 8,1

Energie -0,3 0,3 35,7 35,6

Kraftstoffe -4,0 -2,6 36,6 32,4

Dienstleistungen 1,3 0,2 2,0 2,2
Insgesamt (saisonbereinigt) 0,5 0,6 - - 

Quellen: Statistisches Bundesamt (StBA), Deutsche Bundesbank (BBk)

Schätzungen der Deutschen Bundesbank zufolge könnte 
er rund einen Prozentpunkt betragen und dürfte somit 
die Inflationsrate für sich genommen merklich erhöhen. 
Weiterhin preisdämpfend wirkt die seit Juli geltende Ab-
schaffung der EEG-Umlage. 

ARBEITSMARKT TROTZT GLOBALEN 
UNSICHERHEITEN

Der Arbeitsmarkt zeigt sich weiterhin vergleichsweise ro-
bust, auch wenn die Fluchtmigration aus der Ukraine sich 
erneut deutlich auf die registrierte Arbeitslosigkeit aus-
wirkt. Sie erhöhte sich im August saisonbereinigt merklich 
um 28.000 Personen. Der Anstieg ist wie bereits in den 
Vormonaten im Wesentlichen auf Fluchtmigration aus der 
Ukraine zurückzuführen. Die ukrainischen Geflüchteten 
werden seit Juni in der Grundsicherung erfasst. Dement-
sprechend steigt die Zahl der Arbeitslosen im Rechtskreis 
SGB II stärker, im August um 25.000 Personen (saisonbe-
reinigt). Der Anstieg im SGB III liegt deutlich niedriger 
(+3.000 Personen, sb). In Ursprungswerten nahm die re-
gistrierte Arbeitslosigkeit um 77.000 auf 2,55 Millionen 
Personen zu. Die Zahl der arbeitslos gemeldeten Personen 
lag damit aber immer noch um 31.000 Personen unter dem 
Vorjahresmonat. Bei Erwerbstätigkeit und sozialversiche-
rungspflichtiger Beschäftigung hält der bisherige positive 
Trend weiter an. Die Erwerbstätigkeit wuchs im Juli saison-
bereinigt um 23.000 Personen. In Ursprungs-
werten waren damit 45,6 Millionen Menschen 
erwerbstätig, 571.000 Personen mehr als im Vor-

ERNEUT AUFTRIEB FÜR DIE VERBRAUCHERPREISE 

Die Inflationsrate, also die Entwicklung des Preisniveaus 
binnen Jahresfrist, hat sich im August laut der vorläufigen 
Meldung des Statistischen Bundesamtes wieder erhöht, 
auf voraussichtlich 7,9 %. Dies entspricht einem Anstieg 
um 0,4 Prozentpunkte gegenüber dem Vormonat (Juli: 
+7,5 %). Bereits im Mai hatte die Rate mit 7,9 % den bisher 
höchsten Wert seit dem Winter 1973/74 zu Zeiten der 
ersten Ölkrise erreicht. Gegenüber dem Vormonat ist das 
Niveau der Verbraucherpreise um voraussichtlich 0,3 % 
gestiegen. Die endgültige Meldung über die Verbraucher-
preise lag bei Redaktionsschluss noch nicht vor.

Wesentlicher Treiber der hohen Inflationsrate ist 
nach wie vor die sehr starke Teuerung bei den Energie-
produkten (+35,6 %, Juli: 35,7 %) vor dem Hintergrund des 
russischen Angriffskrieges. Allerdings fiel auch der Anstieg 
der Preise für Nahrungsmittel im August sehr kräftig aus. 
Er verzeichnete mit 16,6 % gegenüber dem Vorjahresmo-
nat ein neues Allzeithoch seit der Wiedervereinigung (zu-
vor: +14,8%). Die Kerninflationsrate (ohne Energie und 
Nahrungsmittel) lag im August bei 3,5 % und damit deut-
lich unter dem Gesamtwert. Insbesondere bei den Lebens-
mitteln wirkten sich Preisanstiege auf den vorgelagerten 
Wirtschaftsstufen preiserhöhend aus. Im Juli hatten sich 
die Erzeugerpreise binnen Jahresfrist mit 37,2 % so stark 
wie nie seit Beginn der Erhebung im Jahr 1949 erhöht. 
Auch hier war die Preisniveauentwicklung bei Energie 
maßgeblich. Auch in den kommenden Monaten ist weiter-
hin mit einem starken Preisdruck bei Energie und deshalb 
auf absehbare Zeit mit hohen Inflationsraten zu rechnen.

Das Neun-Euro-Ticket und der Tankrabatt wirken 
seit Juni mildernd auf die Inflationsrate. Weil beide Maß-
nahmen Ende August ausliefen, wird es im September zu 
einem gegenläufigen, preistreibenden Effekt kommen. 
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ARBEITSLOSIGKEIT UND 
UNTERBESCHÄFTIGUNG (in 1.000)

Quellen: Bundesagentur für Arbeit (BA), IAB, Deutsche Bundesbank (BBk)

jahresmonat. Bei der sozialversicherungspflichtigen Be-
schäftigung gab es im Juni ebenfalls einen Zuwachs, in 
Höhe von 27.000 Personen. Die Inanspruchnahme der 
Kurzarbeit lag im Juni bei rund 0,26 Millionen Personen 
und ist damit weiter rückläufig. Die Frühindikatoren ha-
ben sich stabilisiert und die Nachfrage nach Arbeitskräften 
liegt weiter auf hohem Niveau. Erwartet wird aber, dass 
Fluchtmigration auch in den kommenden Monaten zu 
weiteren Anstiegen bei der registrierten Arbeitslosigkeit 
führt. Sollte es zu stärkeren gesamtwirtschaftlichen Ver-
werfungen kommen, dürften sie sich zeitverzögert auch 
auf dem Arbeitsmarkt niederschlagen. Das Instrument der 
Kurzarbeit dürfte dann einen Anstieg konjunktureller 
Arbeitslosigkeit abfedern.

ERNEUT RÜCKGANG DER INSOLVENZEN IM  
1. HALBJAHR 2022

Die rückläufige Entwicklung der Unternehmensinsolven-
zen in den vergangenen beiden Jahre hält weiterhin an 
und die Zahlen bleiben auch im Jahr 2022 bisher weiter 
unter Vorjahresniveau. Nach endgültigen Ergebnissen des 
Statistischen Bundesamtes meldeten die deutschen Amts-
gerichte mit insgesamt 7.113 beantragten Unternehmens-
insolvenzen 4 % weniger Anträge als im ersten Halbjahr 
2021 (-21% ggü. 1. Halbjahr 2020). 

Als Frühindikator gibt die Zahl der beantragten Re-
gelinsolvenzen Hinweise auf die künftige Entwicklung 
der Unternehmensinsolvenzen. Nach vorläufigen Anga-
ben des Statistischen Bundesamtes setzte sich der zuletzt 
im Juni (-7,6 %) und Juli (-4,2 %) rückläufige Trend im 
August 22 nicht weiter fort (+6,6 %, jeweils ggü. Vormonat). 
Experten des IW Halle gehen von wieder steigenden In-
solvenzzahlen im weiteren Jahresverlauf aus; eine „In-
solvenzwelle“ wird derzeit jedoch nicht erwartet. Aller-
dings stellen die Folgen des Krieges in der Ukraine und 
die drastisch gestiegenen Energiepreise für viele Unter-
nehmen Belastungen dar, deren Auswirkungen auf das 
Insolvenzgeschehen im weiteren Jahresverlauf nur schwer 
abzuschätzen sind.
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Quellen: Statistisches Bundesamt (StBA), Deutsche Bundesbank (BBk), ifo Institut 

ifo-BESCHÄFTIGUNGSBAROMETER UND ERWERBSTÄTIGE (INLAND)
Monate, saisonbereinigt 

ARBEITSMARKT

Arbeitslose (SGB II und III)
1.Q. 2.Q. Jun. Jul. Aug.

in Mio. (Ursprungszahlen) 2,417 2,311 2,363 2,470 2,547
ggü. Vorjahr in 1.000 -460 -380 -251 -120 -31

ggü. Vorperiode in 1.000* -97 13 133 45 28
Arbeitslosenquote 5,3 5,0 5,2 5,4 5,6

ERWERBSTÄTIGE (Inland)

1.Q. 2.Q. Mai Jun. Jul.

in Mio. (Ursprungszahlen) 45,2 45,5 45,5 45,6 45,6
ggü. Vorjahr in 1.000 659 664 689 610 571
ggü. Vorperiode in 1.000* 195 133 32 25 23

SOZIALVERSICHERUNGSPFLICHTIG BESCHÄFTIGTE

1.Q. 2.Q. Apr. Mai Jun.

in Mio. (Ursprungszahlen) 34,3 34,4 34,4 34,4 34,4
ggü. Vorjahr in 1.000 695 670 680 693 639
ggü. Vorperiode in 1.000* 227 106 15 50 27

*kalender- und saisonbereinigte Angaben
Quellen: Bundesagentur für Arbeit (BA), Statistisches Bundesamt (StBA), Deutsche Bundesbank (BBk)
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